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Die erfolgreiche Integration von zugewanderten Menschen stellt eine Herausforderung dar. Die 
Abstimmungsresultate im Kanton Basel-Stadt zu drei integrationspolitisch bedeutsamen Themen (Minarette, 
Ausländerstimmrecht, Ausschaffungsinitiative) sind Hinweise, dass ein Vertrauensdefizit bezüglich der 
Integrationspolitik besteht. Dies schadet dem gesellschaftlichen Zusammenhalt, dem Wirtschaftsstandort Basel 
und nicht zuletzt den zuwandernden Menschen. 

Ein Defizit besteht in der frühen Erkennung von Integrationsdefiziten und der raschen Reaktion darauf. 
lntegrationsdefizite sollten rasch festgestellt, Forderungen von Beginn weg formuliert und die Konsequenzen 
möglichst zeitnah nach dem Zuzug angesetzt werden. Vertrauen in die lntegrationspolitik entsteht dann, wenn 
sichergestellt ist, dass nach fünf bis zehn Jahren noch diejenigen Zugewanderten anwesend sind, die sich aktiv 
und erfolgreich um ihre Integration bemühen. 

Die bisherige evaluierte kantonale Praxis von Integration Basel erhebt gegenüber Migrantinnen/Migranten erst 
nach 15 Jahren Aufenthalt, oder noch später, Forderungen und droht Konsequenzen an. Das macht allenfalls in 
Ausnahmefällen Sinn. Die Integrationsvereinbarungen sind so zu spät, zu unsystematisch, zu wenig zielgerichtet. 

Ein viel versprechender Ansatz ist, mit allen ausländischen Zugewanderten individuell, wo möglich obligatorisch, 
Begrüssungsgespräche abzuhalten und danach je nach Erfordernis regelmässig, d.h. jeweils bei Verlängerung der 
Aufenthaltsbewilligung, in Kontakt zu bleiben und den Integrationsfortschritt zu begleiten. Je nachdem ist der 
Integrationsfortschritt mit lntegrationsvereinbarungen bzw. Integrationsempfehlungen verstärkt zu fördern oder gar, 
wo notwendig und möglich, unter Androhung von Konsequenzen einzufordern. 

Der Kanton Basel-Stadt hat ein Pilotprojekt für freiwillige Begrüssungsgespräche angekündigt. Mit Freiwilligkeit 
erreicht man aber gerade diejenigen Zugewanderten nicht, die man erreichen sollte. Und mit einer Begrüssung ist 
es nicht getan, man muss bei denjenigen Menschen, die Mühe mit der Integration bekunden, die ersten Jahre dran 
bleiben. Dazu zählen insbesondere Menschen, die im Familiennachzug ohne Aufenthaltsanspruch zuwandern. Sie 
sind besonders gefährdet, dass ihre Integration zu wenig gestützt, gefördert und eingefordert wird. 

Da sich die weitaus grosse Mehrheit der Zugewanderten problemlos integriert, dürften sich die Migrationsbehörden 
auf wenige Zugewanderte konzentrieren können. Damit sollte sich auch der zusätzliche Aufwand in Grenzen 
halten. Zudem sollte sich zur Begrenzung des Aufwands ein Monitoring zur Erkennung von Integrationsdefiziten in 
den ersten Jahren auf einfach zu beschaffende aktenkundige Eckwerte stützen, wie Erwerbstätigkeit, 
Betreibungsregisterauszug, Bezug von Sozialhilfe, hängige Strafverfahren, Strafregisterauszug, sonstige 
Meldungen bei Behörden. 

Im Zuge der Ausarbeitung eines diesbezüglichen Konzepts sind selbstverständlich konkrete Fragen noch zu 
klären, die im vorliegenden Anzug noch nicht aufgenommen sind, zum Beispiel welche Behörde (Migrationsamt, 
Integration Basel, Einwohneramt oder andere) die Gespräche und welche, wenn nicht dieselbe, die 
Folgebegleitung durchführen, welche personellen und finanziellen Ressourcen notwendig sind oder ob und wenn 
ja, welche besondere Qualifikation das eingesetzte Personal aufweisen muss. 

Die Anzugsteller fordern den Regierungsrat auf, zu prüfen und zu berichten, wie er sicherstellen kann, dass für alle 
ausländischen Zugewanderte, die nicht offensichtlich nur vorübergehend in die Schweiz einwandern, 

- bei Zuwanderung ein Begrüssungsgespräch abgehalten wird; 

- das Begrüssungsgespräch dort, wo rechtlich möglich, verpflichtend ist; 

- im Rahmen des Begrüssungsgesprächs geprüft wird, ob eine lntegrationsvereinbarung abzuschliessen bzw. 
Integrationsempfehlung auszusprechen ist, vor allem bei Familiennachzug; 

- bei Verlängerung der Aufenthaltsbewilligungen die Einhaltung der Integrationsvereinbarung bzw. der 
Integrationsempfehlung überprüft und für einen Entscheid berücksichtigt wird; 

- bei Verlängerung der Aufenthaltsbewilligung jeweils erneut geprüft wird, ob eine Integrationsvereinbarung 
abzuschliessen bzw. Integrationsempfehlung auszusprechen ist, insbesondere im Falle des 
Familiennachzugs. Dieser Prüfung soll insbesondere zugrunde liegen: Erwerbstätigkeit, 
Betreibungsregisterauszug, Bezug von Sozialhilfe, Anzeigen / Strafverfahren, Strafregisterauszug, 
Meldungen bei Behörden. 
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